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A Tragende Gründe und Beschluss  

A-1 Rechtsgrundlage 

Die Häusliche Krankenpflege-Richtlinie (HKP-RL) nach § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 und Absatz 7 Fünf-
tes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) wird vom Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) zur Sicherung der 
ärztlichen Versorgung beschlossen. Sie dient der Gewähr einer ausreichenden, zweckmäßigen und wirt-
schaftlichen Versorgung der Versicherten mit häuslicher Krankenpflege. Als Anlage ist der HKP-RL ein 
Verzeichnis verordnungsfähiger Maßnahmen der häuslichen Krankenpflege (Leistungsverzeichnis) bei-
gefügt. 

A-2 Eckpunkte der Entscheidung 

Mit dem Gesetz zur Stärkung von intensivpflegerischer Versorgung und medizinischer Rehabilitation in 
der gesetzlichen Krankenversicherung (Intensivpflege- und Rehabilitationsstärkungsgesetz – GKV-
IPReG) vom 23. Oktober 2020, welches mit Ausnahme von Artikel 2 am 29. Oktober 2020 in Kraft getre-
ten ist (Bundesgesetzblatt Jahrgang 2020 Teil I Nr. 48), wurden die bisherigen Regelungen zur Erbringung 
medizinischer Behandlungspflege für Versicherte mit intensivpflegerischem Versorgungsbedarf in einen 
neuen Leistungsanspruch auf außerklinische Intensivpflege überführt (vgl. BT-Drs. 19/19368, S. 2). 

Der Anspruch auf außerklinische Intensivpflege gemäß § 37c SGB V i. V. m. der Richtlinie über die Ver-
ordnung von außerklinischer Intensivpflege (AKI-RL) ersetzt den Anspruch auf außerklinische Intensiv-
pflege im Rahmen der häuslichen Krankenpflege nach § 37 SGB V i. V. m. der HKP-RL (Nummer 24 des 
Leistungsverzeichnisses der HKP-RL). Der anspruchsberechtige Personenkreis und der Leistungsumfang 
der außerklinischen Intensivpflege entsprechen dem bisherigen der Häusliche Krankenpflege-Richtlinie 
nach Nummer 24 des Leistungsverzeichnisses, 1. Spiegelstrich in der Bemerkungsspalte. 

Hinsichtlich des Personenkreises, der mit dem 2. Spiegelstrich der Bemerkungsspalte der Nummer 24 
beschrieben wird, sieht der G-BA keinen Bedarf für eine Fortführung der Nummer 24 des Leistungsver-
zeichnisses. Nach Kenntnis des G-BA wird die spezielle Krankenbeobachtung für Versicherte dieses Per-
sonenkreises nur noch im Einzelfall verordnet und beansprucht, insbesondere seit der G-BA mit Be-
schluss vom 16. März 2017 die Leistung nach Nummer 24a, Symptomkontrolle bei Palliativpatientinnen 
oder Palliativpatienten, in das Leistungsverzeichnis aufgenommen hat. 

Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts stellt die HKP-RL gemäß § 1 Absatz 4 Satz 3 HKP-RL 
keinen abschließenden Leistungskatalog dar. Wenn Maßnahmen der Behandlungspflege im Einzelfall 
erforderlich und wirtschaftlich sind, besteht auch außerhalb des Leistungsverzeichnisses der HKP-RL eine 
Leistungsverpflichtung der Krankenkassen (vgl. Urteil vom 26.01.2006, Az. B 3 KR 4/05 R). Damit ist nicht 
ausgeschlossen, dass die spezielle Krankenbeobachtung im Sinne der bisherigen Nummer 24 des Leis-
tungsverzeichnisses, 2. Spiegelstrich der Bemerkungsspalte, im Einzelfall auch nach der Streichung der 
Nummer 24 des Leistungsverzeichnisses erforderlich und wirtschaftlich sein kann und entsprechend ver-
ordnet und erbracht wird. 

Der Gesetzgeber hat eine mehrjährige Übergangszeit vorgesehen, da zunächst die erforderlichen Um-
setzungsschritte (nach der AKI-Richtlinie des G-BA auch Abschluss der Rahmenempfehlungen nach § 
132l Absatz 1 SGB V und Abschluss von Versorgungsverträgen gemäß § 132l Absatz 5 SGB V) erfolgen 
müssen, so dass der Anspruch auf außerklinische Intensivpflege im Rahmen der häuslichen Kranken-
pflege bis zum 30. Oktober 2023 bestehen bleibt. 
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Die in § 1a der HKP-RL getroffene Übergangsregelung trägt sowohl der vorgesehenen Übergangsphase 
Rechnung, als auch dem Erfordernis, für die Adressaten der Regelungen Unsicherheiten in der Versor-
gung zu vermeiden. Verordnungen von außerklinischer Intensivpflege müssen ab dem 1. Januar 2023 
gemäß den Regelungen der Richtlinie über die Verordnung von außerklinischer Intensivpflege ausge-
stellt werden.  

Der 1. Januar 2023 wurde als frühestmöglicher Zeitpunkt gewählt, bis zu dem voraussichtlich alle Vo-
raussetzungen erfüllt sein werden, um eine Verordnung von Leistungen der außerklinischen Intensiv-
pflege auf Basis der AKI-RL zu ermöglichen. Die umfassende Neugestaltung der bisherigen Versorgungs-
landschaft einschließlich der Implementierung sektorenübergreifender Versorgungspfade werden erst-
malig umzusetzen sein. Es sind umfangreiche Schritte zur Vorbereitung notwendig, um eine koordinierte 
Einführung dieser Versorgungsleistungen zu ermöglichen.  

Der Beschluss zur Erstfassung der AKI-RL steht im Zusammenhang mit notwendigen Anpassungen des 
nach § 87 SGB V in Anlage 2 zum Bundesmantelvertrag zu vereinbarenden Vordruckes für die Verord-
nung von außerklinischer Intensivpflege. Aus diesem Grund müssen die Vorlaufzeiten für die Änderung 
von Vordrucken in der vertragsärztlichen Versorgung berücksichtigt werden. Dazu gehören neben dem 
Druck und der Distribution der neuen Vordrucke auch Anpassungen in den Praxisverwaltungssystemen, 
die zur Bedruckung oder Erstellung eines Vordruckes sowie eines einheitlichen Behandlungsplanes nach 
Vorgaben in § 6 der Richtlinie notwendig sind. Auch sind die Festlegung des ärztlichen Leistungsumfan-
ges sowie Verhandlungen und Beschlussfassung zur Anpassung des EBM zu berücksichtigen. 

Zudem nehmen die Prüfung der Qualifikationsvoraussetzungen und Erteilung einer versorgungsrelevan-
ten Anzahl von Genehmigungen für verordnende und potentialerhebende Ärztinnen und Ärzte nach § 
8 und § 9 der AKI-RL sowie der Aufbau eines bundesweit einheitlichen Weiter- und Fortbildungspro-
grammes zur ergänzenden Qualifizierung von hausärztlichen Leistungserbringenden nach § 9 der AKI-RL 
entsprechende Zeit in Anspruch. 

Da die außerklinische Intensivpflege auch in den Krankenhäusern im Rahmen des Entlassmanagements 
verordnet wird, müssen auch hier die Vorlaufzeiten berücksichtigt werden. Der Beschluss zur AKI-RL 
macht eine Anpassung des Rahmenvertrages Entlassmanagement nach § 39 Absatz 1a SGB V notwen-
dig, allen Krankenhäusern müssen die Verordnungsmuster zur Verfügung stehen und ebenfalls Soft-
waresysteme angepasst werden.  

Die Vorgabe eines Stichtages erfolgt um die o.g. Schritte zielstrebig und verbindlich umzusetzen sowie 
eine klare Kommunikationsstrategie an alle Beteiligten aus der Pflege sowie vertragsärztlicher- und sta-
tionärer Versorgung zu ermöglichen. Heterogene Versorgungslandschaften, in denen einzelne Leis-
tungserbringer noch nach der HKP-RL und andere bereits nach AKI-RL verordnen, können u. a. zu Brü-
chen der interdisziplinär angelegten Versorgungspfade führen, das in § 12 der AKI-RL angelegte Konzept 
der Netzwerkbildung nachhaltig verzögern und die kontinuierliche Patientenversorgung gefährden.  

Zudem ist eine Verordnungsmöglichkeit ab Beginn des Quartals zwingend erforderlich, um ein rechtlich 
und medizinisch eindeutiges Verordnungsverhalten seitens der Ärzteschaft zu gewährleisten.  

Vor dem 1. Januar 2023 nach den Regelungen der HKP-RL ausgestellte Verordnungen gelten über den 
1. Januar 2023 hinaus weiter. Sie verlieren aber ab dem 31. Oktober 2023 ihre Gültigkeit, weil zu diesem 
Zeitpunkt der Anspruch auf außerklinische Intensivpflege im Rahmen der häuslichen Krankenpflege 
nach § 37 SGB V entfällt und ein solcher Anspruch nur noch nach § 37c SGB V besteht. 

Die Änderungen nach Nummer 1 und 3 des Beschlussentwurfes ergeben sich aus der Beendigung des 
Anspruchs auf außerklinische Intensivpflege im Rahmen der häuslichen Krankenpflege am 31. Oktober 
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2023. Der neue § 1 Absatz 7 Satz 2 zum Anspruch auf Behandlungspflege in Einrichtungen oder Räum-
lichkeiten im Sinne von § 43a SGB XI wurde in Folge der Streichung der bisherigen Sätze 2 bis 5 redaktio-
nell angepasst. 

A-3 Würdigung der Stellungnahmen 

Der G-BA hat die schriftlichen und mündlichen Stellungnahmen ausgewertet. Das Stellungnahmeverfah-
ren ist in der Zusammenfassenden Dokumentation (ZD) bzw. Abschlussbericht in den Abschnitten B und 
C dokumentiert. Es haben sich aufgrund der Stellungnahmen keine Änderungen am Beschlussentwurf 
ergeben. Die Auswertung der Stellungnahmen ist synoptisch in der ZD dokumentiert (vgl. Abschnitt B6 
in der ZD). 

A-4 Bürokratiekostenermittlung 

Durch den vorgesehenen Beschluss entstehen keine neuen bzw. geänderten Informationspflichten für 
Leistungserbringer im Sinne von Anlage II zum 1. Kapitel VerfO und dementsprechend keine Bürokratie-
kosten. Ab dem 1. Januar 2023 entfallen Verordnungen der Nummer 24 des Leistungsverzeichnisses der 
HKP-RL, da die Regelung der außerklinischen Intensivpflege künftig in einer neue G-BA-Richtlinie geregelt 
ist. Ein entsprechendes Delta wird im Beschluss des G-BA zur Erstfassung der Richtlinie über die Verord-
nung von außerklinischer Intensivpflege ausgewiesen werden.  

Insbesondere bei Verordnungen für die Leistung nach Nummer 8 des Leistungsverzeichnisses der HKP-
RL ist von einem Rückgang der Verordnungen auszugehen. Gleiches gilt für Leistungen nach Nummer 6 
und 29. Da sich eine konkrete Bezifferung einer Verordnungsfallzahl nicht vornehmen lässt, können an 
der Stelle die Einsparungen nicht quantifiziert werden. 

A-5 Verfahrensablauf 

Datum Gremium Beratungsgegenstand / Verfahrensschritt 

02.07.2020  Der Bundestag beschließt das Intensivpflege- und Rehabilitationsstär-
kungsgesetz – GKV-IPReG 

15.10.2020 G-BA Beschluss zur Einleitung des Beratungsverfahrens 

28.10.2020  Verkündung und Veröffentlichung des GKV-IPReG im Bundesgesetz-
blatt  

23.06.2021 

 

UA VL Einleitung des Stellungnahmeverfahrens 

09.09.2021 

 

UA VL Mündliche Anhörung  

10.11.2021 

 

UA VL Abschließende Würdigung der Stellungnahmen 
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Datum Gremium Beratungsgegenstand / Verfahrensschritt 

19.11.2021 

 

G-BA Abschließende Beratung und Beschlussfassung 

14.03.2022  Mitteilung des Ergebnisses der gemäß § 94 Absatz 1 SGB V erforderli-
chen Prüfung des Bundesministeriums für Gesundheit 

25.03.2022  Veröffentlichung im Bundesanzeiger 

26.03.2022  Inkrafttreten 
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A-6 Prüfung durch das BMG 
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B Stellungnahmeverfahren vor Entscheidung des G-BA 

B-1 Stellungnahmeberechtigte Institutionen/Organisationen 

Vor Entscheidungen des G-BA über die Änderung der Häusliche Krankenpflege Richtlinie wird den hierzu 
berechtigten Organisationen gemäß § 92 Absatz 7 Satz 2 SGB V, gemäß § 92 Absatz 7 Satz 2 SBG V i.V.m. 
§ 92 Absatz 7 Satz 1 Nr. 5 SGB V und gemäß § 91 Absatz 5 SGB V der Bundesärztekammer Gelegenheit 
zur Abgabe einer Stellungnahme zu der geplanten Richtlinienänderung gegeben. Die Stellungnahmen 
werden in die Entscheidung einbezogen.  

B-2 Einleitung und Terminierung des Stellungnahmeverfahrens 

Der Unterausschuss Veranlasste Leistungen beschloss in seiner Sitzung am 23. Juni 2021 die Einleitung 
des Stellungnahmeverfahrens. Die Unterlagen wurden den Stellungnahmeberechtigten am 25. Juni 
2021 übermittelt. Es wurde Gelegenheit für die Abgabe von Stellungnahmen innerhalb von vier Wochen 
nach Übermittlung der Unterlagen gegeben.  

B-3 Allgemeine Hinweise für die Stellungnehmer 

Die Stellungnahmeberechtigten wurden darauf hingewiesen,  

• dass die übersandten Unterlagen vertraulich behandelt werden müssen und ihre Stellungnah-
men nach Abschluss der Beratungen vom G-BA veröffentlicht werden können,  

dass jedem, der gesetzlich berechtigt ist, zu einem Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses Stel-
lung zu nehmen, soweit er eine schriftliche Stellungnahme abgegeben hat, in der Regel auch Gelegenheit 
zu einer mündlichen Stellungnahme zu geben ist. 

 

B-4 Übersicht über die Abgabe von Stellungnahmen 

Der UA VL hat in seiner Sitzung am 23. Juni 2021 folgenden Organisationen für dieses Beschlussvorhaben 
Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme erteilt. Die eingegangenen Stellungnahmen der Institutio-
nen/Organisationen, denen Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme (SN) gegeben wurde, sowie 
entsprechende Eckdaten zum Eingang sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. 

 
Stellungnahmeberechtigte  Eingang SN Bemerkungen 

Stellungnahmeberechtigte gemäß § 91 Absatz 5 SGB V 

Bundesärztekammer (BÄK) 23.07.2021 Verzicht 

Organisationen der Leistungserbringer gemäß § 92 Absatz 7 Satz 2 SGB V 

Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e. V. (AWO) 22.07.2021  

Arbeitgeber- und Berufsverband Privater Pflege e. V. (ABVP), 
Bundesgeschäftsstelle 
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Stellungnahmeberechtigte  Eingang SN Bemerkungen 

Arbeitsgemeinschaft Privater Heime e. V. (APH) 06.07.2021  

Bundesarbeitsgemeinschaft Hauskrankenpflege e. V. (B.A.H.)   

Bundesverband Ambulante Dienste e. V. und Stationäre Einrich-
tungen e. V.  (bad e. V.), Bundesgeschäftsstelle 

  

Bundesverband Häusliche Kinderkrankenpflege e. V. (BHK)   

Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. (bpa) 21.07.2021  

Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe - Bundesverband e. 
V. (DBfK) 

23.07.2021  

Deutscher Caritasverband e. V. (Caritas) 22.07.2021  

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. 
V. 

23.07.2021  

Deutsches Rotes Kreuz e. V. (DRK) 23.07.2021  

Diakonisches Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland e. V. 
(Diakonie) 

22.07.2021  

Verband Deutscher Alten- und Behindertenhilfe e. V. (VDAB) 23.07.2021  

Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland e. V. (ZWST)   

Organisationen der Hospizarbeit und Palliativversorgung 
gemäß § 92 Absatz 7 Satz 2 i.V.m. § 92 Absatz 7 Satz 1 Nr. 5 SGB V 

Deutsche Gesellschaft für Palliativmedizin e.V. (DGP)   

Deutscher Hospiz- und PalliativVerband e.V. (DHPV)   

Deutscher Kinderhospizverein e.V. (DKHV)   

Bundesarbeitsgemeinschaft Spezialisierte Ambulante Palliativ-
versorgung e.V. (BAG-SAPV) 

23.07.2021  

 

B-5 Unterlagen des Stellungnahmeverfahrens 

Neben dem Beschlussentwurf wurden den Stellungnehmern die Tragenden Gründe und Fließtext (je-
weils mit Stand vom 23. Juni 2021) und die Beschlussdokumente zur Erstfassung der Richtlinie über die 
Verordnung von außerklinischer Intensivpflege (Stand 23. Juni 2021) zur Beschlussbegründung und der 
ergänzenden Information übermittelt. 
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B-5.1 Beschlussentwurf 
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B-5.2 Tragende Gründe 
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B-6 Auswertung und Würdigung der schriftlichen Stellungnahmen 

B-6.1 Auswertung der eingegangenen Stellungnahmen, der stellungnahmeberechtigten Organisationen/Institutionen 

Im Folgenden finden Sie die Auswertung der eingegangenen Stellungnahmen der stellungnahmeberechtigten Organisationen/Institutionen. Die Volltexte der 
schriftlichen Stellungnahmen sind im Anhang abgebildet.  
 

B-6.1.1 Stellungnahmen zu § 1a Übergangsregelung 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) zur Position KBV, DKG  

(Stand 23.06.2021)  
zur Position GKV-SV, PatV  
(Stand 23.06.2021) 

1.  APH Wird weitestgehend befürwortet. 
Begründung  
Insgesamt halten wir diesen Vor-
schlag für sachgerecht im Sinne der 
Sicherstellung der Versorgung der 
Versicherten. 

Wird weitestgehend abgelehnt. 
Begründung: 
Hier würden wir im Hinblick auf mutmaß-
lich zu führende Schieds-verfahren und 
etwaige zeitliche Verzögerungen den 
Vorschlag des GKV-SV präferieren, der 
anstatt dem 01.01.2023 eine 6-Monats-
Frist nach Inkrafttreten der AKI-RL vor-
sieht. 

zur Position KBV, DKG 
(Stand 23.06.2021) 

zur Position 
GKV-SV, 
PatV 

 

Kenntnisnahme, Missver-
ständnis in Bezug auf den Zu-
sammenhang zwischen 
Schiedsverfahren und 6-Mo-
nats-Frist der Richtlinie, hier 
besteht kein Zusammenhang: 
keine Änderung erforderlich 

Kenntnis-
nahme. 
GKV und 
PatV haben 
sich der Po-
sition von 
KBV und 
DKG ange-
schlossen. 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) zur Position KBV, DKG  

(Stand 23.06.2021)  
zur Position GKV-SV, PatV  
(Stand 23.06.2021) 

2.  bpa [Anmerkung: Darstellung der Ände-
rung durch GS]. 
Änderungsvorschlag:  
 
„[…] Einsatz einer Pflegefachkraft er-
forderlich ist, erfolgen ab dem 
01.01.2023 zum Zeitpunkt des In-
krafttretens der Rahmenempfeh-
lungen nach § 132 l Abs. 1 SGB V aus-
schließlich […] die vor dem 
01.01.2023 ausgestellt wurden, ver-
lieren ab dem 31.10.2023 frühes-
tens zum 01.11.2023 ihre Gültig-
keit.“ 
Begründung: 
Die Ausstellung der Verordnung 
über Leistungen der außerklinischen 
Intensivpflege ist in einem erhebli-
chen Maße davon abhängig, inwie-
weit und in welcher Weise die Leis-
tungserbringung auf Grundlage der 
Verordnung sichergestellt ist. Die 
rechtskonforme Sicherstellung der 

[Anmerkung: Im Original steht hier der 
Richtlinientext ohne Änderung] 
Anmerkung zur Regelung: 
Die Position des GKV-SV wird vollständig 
abgelehnt.  
Begründung: 
Zum einen gilt auch hier, dass ohne Vor-
liegen einer gültigen Rahmenempfeh-
lung nach § 132 l Abs. 1 SGB V die Umset-
zung der Verordnung nicht reibungslos 
erfolgen kann. Es besteht eine Wechsel-
wirkung zwischen ärztlicher Verordnung 
und deren Durchführung auf Grundlage 
der leistungserbringungsrechtlichen An-
forderungen nach § 132 l SGB V. Insofern 
kann keine Verordnung vor Inkrafttreten 
der Rahmenempfehlungen auf Grund-
lage der Richtlinie erfolgen. Darüber hin-
aus erschließt sich nicht, weshalb in die-
sem Zusammenhang zwischen Erst- und 
Folgeverordnung unterschieden werden 
soll. Insbesondere in der Mehrfachver-

zur Position KBV, DKG 
(Stand 23.06.2021) 
keine Änderung im BE 
 
Der Inhalt der Leistung 
sowie die VO von AKI 
werden gemäß § 37c 
Abs. 1 SGB V durch den 
G-BA festgelegt. Die 
strukturellen Anforde-
rungen an die Leistungs-
erbringung werden in 
den Rahmenempfehlun-
gen nach § 132l Abs. 1 
SGB V erbracht. Die Tat-
sache, dass die Rahmen-
empfehlungen nach § 
132l Absatz 1 SGB V erst 
nach Vorliegen der AKI-
RL des G-BA erarbeitet 
und verabschiedet wer-
den können, bedeutet 
nicht, dass die AKI-RL 
nicht schon vorher An-
wendung finden kann. 
Dafür spricht, dass nach 

zur Position 
GKV-SV, PatV  
(Stand 
23.06.2021) 
Kenntnisnahme. 
GKV und PatV 
haben sich der 
Position von KBV 
und DKG ange-
schlossen. 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) zur Position KBV, DKG  

(Stand 23.06.2021)  
zur Position GKV-SV, PatV  
(Stand 23.06.2021) 

Leistungserbringung steht wiede-
rum in Abhängigkeit der gültigen 
Rahmenempfehlungen nach § 132 l 
SGB V. Erst nach deren Inkrafttreten 
und Umsetzung in den Versorgungs-
verträgen nach § 132 l Abs. 5 SGB V 
kann der Leistungsanspruch auf 
Grundlage gültiger Rechtsgrundla-
gen verwirklicht werden. 
Zum einen findet sich keine Stich-
tagsregelung mit Datum zum 
31.10.2023 im Gesetz und auch eine 
Legitimierung für die hier vorgese-
hene Fristsetzung ist gesetzlich nicht 
vorgesehen. 
Viel schwerer aber wiegt in die-
sem Zusammenhang, dass der 
Gesetzgeber die Bindung an die 
bestehenden Versorgungsver-
träge nicht an einer Stichtagsre-
gelung orientiert, sondern in 
zeitlicher Abhängigkeit des In-

sorgung besteht die Gefahr, dass unter-
schiedliche Anforderungen hinsichtlich 
Erst- und Folgeverordnung zur Anwen-
dung unterschiedlicher Richtlinien im 
Versorgungssetting führen, die wiede-
rum an verschiedene Voraussetzungen 
für die Leistungserbringung geknüpft wä-
ren. Dies birgt eine Reihe von Rechtsunsi-
cherheiten im Rahmen der Leistungser-
bringung und ist unbedingt zu vermei-
den. 

§ 37c SGB V in der Über-
gangszeit bis zum 
30.10.2023 die Versor-
gung auch durch zugelas-
sene Leistungserbringer 
nach § 132a Absatz 4 
SGB V erfolgen kann. Die 
Normierung des Leis-
tungsanspruchs auf 
AKI gem. AKI-RL ob-
liegt dem G-BA. Die 
Frist ist angemessen, 
da bis zum 01.01.2023 
alle Voraussetzungen 
wie beispielsweise 
Einführung eines Ver-
ordnungsformulars 
und die Definition der 
ärztlichen Leistungen 
für eine Ausstellung 
einer Verordnung er-
füllt sind. Übergangs-
regelungen in den Ver-
trägen nach §132a/l 
obliegen den jeweili-
gen Vertragspartnern. 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) zur Position KBV, DKG  

(Stand 23.06.2021)  
zur Position GKV-SV, PatV  
(Stand 23.06.2021) 

krafttretens der Rahmenemp-
fehlungen nach Abs. 1. Der Ge-
setzgeber hat die Rahmenemp-
fehlungen nach § 132 l SGB V bis 
zum 31.10.2022 vorgesehen, al-
lerdings unter Berücksichtigung 
der hier in Rede stehenden 
Richtlinie. Diese kann erst einbe-
zogen werden, wenn sie verab-
schiedet und vom BMG geneh-
migt vorliegt. Das dürfte frühes-
tens im vierten Quartal dieses 
Jahres erfolgen. Folglich hätten 
die Parteien nach § 132l SGB V 
deutlich weniger Zeit als der G-
BA. Nach Verabschiedung der Rah-
menempfehlungen sind die Versor-
gungsverträge nach § 132l Abs. 5 
SGB V spätestens ein Jahr nach Ver-
einbarung der Rahmenempfehlun-
gen umzusetzen. Die entsprechen-
den Fristen sind extrem eng getak-
tet. Aber eine Sicherstellung der Ver-
sorgung ist auf ein funktionierendes 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) zur Position KBV, DKG  

(Stand 23.06.2021)  
zur Position GKV-SV, PatV  
(Stand 23.06.2021) 

Ineinandergreifen der Übergangsre-
gelungen angewiesen. Zudem birgt 
eine Stichtagsfrist zum 31.10.2023 
die Gefahr unterschiedlicher Anfor-
derungen an die Abrechnung er-
brachter Leistungen innerhalb des 
gleichen Abrechnungszeitraumes 
(Monat Oktober 2023). Es ist absolut 
naheliegend, dass neue Anforderun-
gen zur Leistungserbringung auch 
vergütungsrelevante Veränderun-
gen mit sich bringen. Eine Umset-
zung zum 30.10.2023 birgt unnötige 
Risiken eines erhöhten Bürokratie-
aufwandes bei der Abrechnung der 
Leistung im selben Abrechnungszeit-
raum. 
Vor dem Hintergrund einer fehlen-
den gesetzlichen Legitimation zur 
Fristsetzung und im Interesse der 
Zielsetzung der Sicherstellung der 
Versorgung schlägt der bpa vor, die 
Fristsetzung an das Vorliegen der ge-
setzlichen Voraussetzungen zu bin-
den. 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) zur Position KBV, DKG  

(Stand 23.06.2021)  
zur Position GKV-SV, PatV  
(Stand 23.06.2021) 

3.  Caritas [Anmerkung: Darstellung der Ände-
rung durch GS]. 
 
Position KBV/DKG wird unterstützt 
mit folgender Änderung: 
 
Änderungsvorschlag:  
[…] erfolgen ab dem 01.01.2023 
zwölf Monate nach Inkrafttreten 
der Rahmenempfehlungen nach § 
132l Absatz 1 SGB V ausschließlich 
nach den Regelungen der Richtlinie 
über die Verordnung von außerkli-
nischer Intensivpflege [KBV: gemäß 
§ 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 
SGB V] . Verordnungen von Leistun-
gen der außerklinischen Intensiv-
pflege nach den Regelungen der 
Häusliche Krankenpflege-Richtlinie, 
die vor dem 01.01.2023 vorher aus-
gestellt wurden, verlieren ab dem 
31.10.2023 24. Monat nach Inkraft-
treten der Rahmenempfehlungen 

 siehe lfd. Nr. 2  
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) zur Position KBV, DKG  

(Stand 23.06.2021)  
zur Position GKV-SV, PatV  
(Stand 23.06.2021) 

nach § 132l Absatz 1 SGB V ihre Gül-
tigkeit. 
Begründung: 
(mit Ausnahme der grau hinterleg-
ten Passage identisch zur SN der Di-
akonie) 
Zum einen haben nach § 132l Abs.1 
Satz 1 SGB V der Spitzenverband 
Bund der Krankenkassen und die 
Vereinigungen der Träger von voll-
stationären Pflegeeinrichtungen auf 
Bundesebene, die Leistungen nach 
§ 43 SGB XI erbringen, die für die 
Wahrnehmung der Interessen der 
Erbringer von Leistungen nach Abs. 
5 Nummer 3 maßgeblichen Spitzen-
organisationen auf Bundesebene 
und die für die Wahrnehmung der 
Interessen von Pflegediensten maß-
geblichen Spitzenorganisationen 
auf Bundesebene bis zum 31. Okto-
ber 2022 gemeinsame Rahmen-
empfehlungen über die einheitliche 
und flächendeckende Versorgung 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) zur Position KBV, DKG  

(Stand 23.06.2021)  
zur Position GKV-SV, PatV  
(Stand 23.06.2021) 

mit außerklinischer Intensivpflege 
zu vereinbaren.  
Die Inhalte der Rahmenempfehlun-
gen sind den Verträgen nach § 132l 
Absatz 5 SGB V zugrunde zu legen. 
Die bisherigen Verträge nach § 132a 
Absatz 4 SGB V gelten so lange fort, 
bis sie durch Verträge nach § 132l 
Absatz 5 Satz 1 SGB V abgelöst wer-
den, längstens jedoch für zwölf Mo-
nate nach Vereinbarung der Rah-
menempfehlungen nach § 132l Abs. 
1. Diese 12 Monate sind unserer 
Ansicht nach mindestens für einen 
Aufbau der entsprechenden Versor-
gungsstruktur nach § 132l SGB V 
und den Abschluss von Verträgen 
nach § 132l Absatz 5 erforderlich  
Zum anderen hat nach § 37c Abs. 1 
Satz 8 SGB V der Gemeinsame Bun-
desausschuss bis spätestens zum 
31.10.2021 die Richtlinie des Ge-
meinsamen Bundesausschusses 
über die Verordnung von außerkli-
nischer Intensivpflege zu erlassen. 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) zur Position KBV, DKG  

(Stand 23.06.2021)  
zur Position GKV-SV, PatV  
(Stand 23.06.2021) 

Angesichts der Vielzahl an dissen-
ten Punkten, die in das Beteili-
gungsverfahren gegeben wurde, 
kann unserer Auffassung nach 
nicht unbedingt damit gerechnet, 
dass dieser gesetzlich festgelegte 
Termin gehalten werden kann. Es 
ist zu befürchten, dass es hier zu 
Verzögerungen kommen wird. 
Dadurch könnten sich auch Verzö-
gerungen bei den Rahmenempfeh-
lungen nach § 132l Absatz 1 SGB V 
ergeben.  
Wir halten es daher für sachge-
recht, um keine Versorgungslücken 
zu schaffen, den Zeitpunkt ab dem 
die Verordnungen der außerklini-
schen Intensivpflege nach den Re-
gelungen der Häuslichen Kranken-
pflege-Richtlinie ihre Gültigkeit ver-
lieren mit dem Inkrafttreten der 
Rahmenempfehlungen nach § 132l 
Absatz 1 SGB V zu synchronisieren.  
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) zur Position KBV, DKG  

(Stand 23.06.2021)  
zur Position GKV-SV, PatV  
(Stand 23.06.2021) 

4.  Diakonie Zustimmung zum Vorschlag von 
KBV/DKG mit Modifikationen  
Änderungsvorschlag:  
[Siehe Änderungsvorschlag der Cari-
tas] 
 
Begründung:  
(mit Ausnahme der grau hinterleg-
ten Passagen identisch zur SN der 
Caritas) 
Zum einen haben nach § 132l Abs.1 
Satz 1 SGB V der Spitzenverband 
Bund der Krankenkassen und die 
Vereinigungen der Träger von voll-
stationären Pflegeeinrichtungen auf 
Bundesebene, die Leistungen nach 
§ 43 SGB XI erbringen, die für die 
Wahrnehmung der Interessen der 
Erbringer von Leistungen nach Abs. 
5 Nummer 3 maßgeblichen Spitzen-
organisationen auf Bundesebene 
und die für die Wahrnehmung der 
Interessen von Pflegediensten maß-
geblichen Spitzenorganisationen 

 siehe lfd. Nr. 1 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) zur Position KBV, DKG  

(Stand 23.06.2021)  
zur Position GKV-SV, PatV  
(Stand 23.06.2021) 

auf Bundesebene unter Einbezie-
hung des Medizinischen Dienstes 
Bund unter Berücksichtigung der 
Richtlinien nach § 92 Abs. 1 Satz 2 
Nummer 6 bis zum 31. Oktober 
2022 gemeinsame Rahmenemp-
fehlungen über die einheitliche und 
flächendeckende Versorgung mit 
außerklinischer Intensivpflege zu 
vereinbaren.  
Die Inhalte der Rahmenempfehlun-
gen sind den Verträgen nach § 132l 
Absatz 5 SGB V zugrunde zu legen. 
Die bisherigen Verträge nach § 132a 
Absatz 4 SGB V gelten so lange fort, 
bis sie durch Verträge nach § 132l 
Absatz 5 Satz 1 SGB V abgelöst wer-
den, längstens jedoch für zwölf Mo-
nate nach Vereinbarung der Rah-
menempfehlungen nach § 132l Abs. 
1. Diese zwölf Monate sind unserer 
Ansicht nach mindestens für einen 
Aufbau der entsprechenden Versor-
gungsstruktur nach § 132l SGB V 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) zur Position KBV, DKG  

(Stand 23.06.2021)  
zur Position GKV-SV, PatV  
(Stand 23.06.2021) 

und den Abschluss von Verträgen 
nach § 132l Absatz 5 erforderlich  
 
Zum anderen hat nach § 37c Abs. 1 
Satz 8 SGB V der Gemeinsame Bun-
desausschuss bis spätestens zum 
31.10.2021 die Richtlinie des Ge-
meinsamen Bundesausschusses 
über die Verordnung von außerkli-
nischer Intensivpflege zu erlassen. 
Angesichts der Vielzahl an dissenten 
Punkten, die in das Beteiligungsver-
fahren gegeben wurde, kann unse-
rer Auffassung nach nicht unbe-
dingt damit gerechnet werden, dass 
dieser gesetzlich festgelegte Termin 
gehalten werden kann. Es ist zu be-
fürchten, dass es hier zu Verzöge-
rungen kommen wird.  
 
Diese Verzögerungen implizieren, 
dass es dadurch durchaus auch zu 
Verzögerungen bei den Rahmen-
empfehlungen nach § 132l Absatz 1 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) zur Position KBV, DKG  

(Stand 23.06.2021)  
zur Position GKV-SV, PatV  
(Stand 23.06.2021) 

SGB V kommen wird und die neue 
Versorgungsstruktur nur verzögert 
aufgebaut werden kann.  
Wir halten es daher für sachge-
recht, um keine Versorgungslücken 
zu schaffen, den Zeitpunkt, ab dem 
die Verordnungen der außerklini-
schen Intensivpflege nach den Re-
gelungen der Häusliche Kranken-
pflege-Richtlinie ihre Gültigkeit ver-
lieren, mit dem Inkrafttreten der 
Rahmenempfehlungen nach § 132l 
Absatz 1 SGB V zu synchronisieren.  
Folgerichtig sollten deshalb spätes-
tens zwölf Monate nach der Verein-
barung der Rahmenempfehlungen 
nach § 132l Abs. 1 SGB V die Ver-
ordnungen von Leistungen der au-
ßerklinischen Intensivpflege bei be-
sonders hohem Bedarf an medizini-
scher Behandlungspflege, bei de-
nen eine ständige Anwesenheit ei-
ner geeigneten Pflegefachkraft zur 
individuellen Kontrolle und Einsatz-
bereitschaft oder ein vergleichbar 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) zur Position KBV, DKG  

(Stand 23.06.2021)  
zur Position GKV-SV, PatV  
(Stand 23.06.2021) 

intensiver Einsatz einer Pflegefach-
kraft erforderlich ist, ausschließlich 
nach den Regelungen der Richtlinie 
über die Verordnung von außerkli-
nischer Intensivpflege erfolgen.  
 
Des Weiteren halten wir es für er-
forderlich, § 1a möglichst einfach zu 
gestalten, deshalb haben wir unsere 
Modifikationen am Vorschlag von 
KBV, DKG vorgenommen. 

5.  AWO Anmerkung zur Regelung:  
Aus Sicht des AWO Bundesverbandes e.V. zeigen alle Positionen, dass eine 
Übergangszeit für die Schaffung der Voraussetzungen für den neuen Verord-
nungsweg erforderlich ist. Wir unterstützen das Ansinnen des GKV-SV und der 
PatV frühestmöglich über die neue AKI-RL Versicherte von der Beatmung zu 
entwöhnen bzw. zu dekanülieren, andererseits erfordern Vereinbarungen oft-
mals einen längeren Abstimmungsprozess, so dass der Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens realistisch eingeschätzt und somit auf frühestens zwölf Monate nach In-
krafttreten der Rahmenempfehlungen nach § 132l Absatz 1 SGB V festgelegt 
werden sollte. 
 

siehe lfd. Nr. 2  
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) zur Position KBV, DKG  

(Stand 23.06.2021)  
zur Position GKV-SV, PatV  
(Stand 23.06.2021) 

6.  DBfK  Anmerkung zur Regelung:  
Wir stimmen dem Vorschlag von GKV-SV 
und PatV zu. 
Begründung: 
Der DBfK befürwortet die Übergangsre-
gelung da nur so Versorgungsbrüche 
vermieden und organisatorische Umstel-
lungen angemessen berücksichtigt wer-
den können. 

zur Position KBV, DKG 
(Stand 23.06.2021) 
Keine Änderung im BE 
Kenntnisnahme; auch 
diese Position beinhaltet 
Übergangsregelungen. 

zur Position 
PatV, GKV-SV  
(Stand 
23.06.2021) 
Kenntnisnahme. 
GKV und PatV 
haben sich der 
Position von KBV 
und DKG ange-
schlossen. 

 

7.  Paritätischer 
Wohlfahrts-
verband 

[Anmerkung: Darstellung der Ände-
rung durch GS]. 
Zustimmung zum Vorschlag von 
KBV/DKG mit Modifikationen  
Änderungsvorschlag: 
(Mit Ausnahme der gelb hinterleg-
ten Zahl identisch zur SN der Caritas 
und Diakonie)  
[…] erfolgen ab dem 01.01.2023 24 
Monate nach Inkrafttreten der Rah-
menempfehlungen nach § 132l Ab-
satz 1 SGB V ausschließlich nach 
den Regelungen der Richtlinie über 

 Siehe lfd. Nr. 2 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) zur Position KBV, DKG  

(Stand 23.06.2021)  
zur Position GKV-SV, PatV  
(Stand 23.06.2021) 

die Verordnung von außerklinischer 
Intensivpflege [KBV: gemäß § 92 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 SGB V] . 
Verordnungen von Leistungen der 
außerklinischen Intensivpflege nach 
den Regelungen der Häusliche 
Krankenpflege-Richtlinie, die vor 
dem 01.01.2023 vorher ausgestellt 
wurden, verlieren ab dem 
31.10.2023 24. Monat nach Inkraft-
treten der Rahmenempfehlungen 
nach § 132l Absatz 1 SGB V ihre Gül-
tigkeit. 
 
Begründung: 
[mit Ausnahme der Frist für die Ab-
lösung der Verträge (hier 24 Mo-
nate) identisch zur SN der Diakonie] 

8.  VDAB  Anmerkung zur Regelung:  
Der VDAB unterstützt die Position des 
GKV-SV  
Begründung: 

zur Position KBV, DKG 
(Stand 23.06.2021) 
Keine Änderung im BE 
Kenntnisnahme 

zur Position 
PatV, GKV-SV  
(Stand 
23.06.2021) 
Kenntnisnahme. 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) zur Position KBV, DKG  

(Stand 23.06.2021)  
zur Position GKV-SV, PatV  
(Stand 23.06.2021) 

Den leistungserbringenden Einrichtun-
gen und auch den Versicherten muss ge-
nügend Zeit gegeben werden, ihre Leis-
tungen entsprechend umzustellen. Ein 
zu kurzer Übergangszeitraum kann zu 
Versorgungslücken führen und die medi-
zinisch-pflegerische Versorgung von Ver-
sicherten gefährden. 

 GKV und PatV 
haben sich der 
Position von KBV 
und DKG ange-
schlossen. 

9.  DRK  Anmerkung zur Regelung:  

Das DRK unterstützt die Position des 
GKV-SV mit der Änderung, dass 

• Erstverordnungen 12 Monate  
• und Folgeverordnungen bis zu ei-

nem Versorgungszeitraum 24 
Monate  

nach Inkrafttreten der AKI-RL ausschließ-
lich nach den Regelungen der Richtlinie 
über die Verordnung von außerklinischer 
Intensivpflege gemäß § 92 Absatz 1 Satz 
2 Nummer 6 SGB V erfolgen. 
 
Begründung: 

zur Position KBV, DKG 
(Stand 23.06.2021) 
siehe lfd. Nr. 2 
 

zur Position 
PatV, GKV-SV  
(Stand 
23.06.2021) 
Kenntnisnahme. 
GKV und PatV 
haben sich der 
Position von KBV 
und DKG ange-
schlossen. 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) zur Position KBV, DKG  

(Stand 23.06.2021)  
zur Position GKV-SV, PatV  
(Stand 23.06.2021) 

Da einer bundesweiten Leistung auch 
flächendeckende Versorgungsstrukturen 
gegenüber stehen müssen, um den 
Rechtsanspruch jedes Versicherten ein-
lösen zu können, befürwortet das DRK 
eine gestufte Einführung der AKI-Richtli-
nie. 
Das DRK geht von einem hohen organi-
satorischen Anpassungsbedarf an die 
neue Regelung in der Praxis aus.  
Insbesondere personelle Anpassungen 
sowie Veränderungen der Organisation 
(u.a. Aufbau eines Netzwerkes, neuer 
Einbezug ärztlicher Experten) sind zeitin-
tensiv und werden in einzelnen Regio-
nen schwer zu erreichen sein. 
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B-6.1.2 Stellungnahmen zur Streichung der Nummer 24 des Leistungsverzeichnisses nach Ablauf der Übergangsphase 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) 

10.  APH Keine Anmerkungen.   

11.  bpa Anmerkung zur Regelung: 
Eine Streichung der Nummer 24 ist inakzeptabel und wird abgelehnt. In den 
Eckpunkten der Entscheidung heißt es, dass der Anspruch auf außerklinische In-
tensivpflege im Rahmen der häuslichen Krankenpflege gemäß § 37 SGB V durch 
den Anspruch auf außerklinische Intensivpflege nach § 37 c SGB V ersetzt wird. 
Eine fachlich konsistente Definition oder eine gesetzliche bzw. rechtliche Le-
galdefinition für die Leistung der außerklinischen Intensivpflege im Rahmen der 
häuslichen Krankenpflege gibt es bis dato nicht. Auch in den Tragenden Grün-
den fehlt eine Erklärung dafür, dass die außerklinische Intensivpflege dasselbe 
ist wie die spezielle Krankenbeobachtung und umgekehrt. Eine auch nur annä-
hernd nachhaltige wissenschaftliche Begründung wird nicht geliefert. In der 
HKP-Richtlinie zu Nr. 24, spezielle Krankenbeobachtung, geht sowohl aus der 
Bemerkungsspalte als auch aus der Spalte Dauer und Häufigkeit ausdrücklich 
hervor, dass es neben den intensivpflegebedürftigen Personen weitere Perso-
nenkreise gibt, für die diese Leistung verordnet werden kann. Eine Streichung 
der Nr. 24 aus dem Katalog der HKP-RL, mit dem Hinweis diese Leistung sei zu-
künftig Gegenstand der Leistungen nach § 37c SGB V, ist daher unzulässig. Die 
Verordnung der Leistung der speziellen Krankenbeobachtung in der HKP-RL, 
entsprechend der dort aufgeführten medizinischen Erforderlichkeit außerhalb 
der außerklinischen Intensivpflege, ist beizubehalten. Eine fachliche Auseinan-
dersetzung darüber fehlt hier vollends. Da dies aber mit Leistungseinschränkun-
gen für Versicherte verbunden ist, muss eine solche Entscheidung auf fachlich 

Keine Änderung im BE 
 
siehe lfd. Nr. 12 
 
PatV:  
Vorbehaltlich der Ausgestaltung § 4 (ehemals 
§ 3) Absatz 1 AKI-RL (keine Veränderung der 
Patientengruppe)  
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) 

wissenschaftlichen Erwägungen beruhen. Solche werden hier nicht dargetan. 
Eine Einschränkung dieser Leistung ist aufgrund der Einführung des neuen Leis-
tungsbereiches im Rahmen des § 37 c SGB V und des leistungsberechtigten Kli-
entels nachvollziehbar, eine komplette Streichung nicht. 

12.  Caritas Anmerkung zur Regelung: 
Nummer 24 des Leistungsverzeichnisses umfasst die Spezielle Krankenbe-
obachtung. Eine Streichung dieser Leistung wird von der Caritas entschieden 
abgelehnt. 
Begründung: 
Spezieller Krankenbeobachtung bedürfen nicht nur ausschließlich beatmete 
Versicherte. Sie kann auch in anderen Zusammenhängen mit schwerwiegen-
den Erkrankungen erforderlich sein. Diese Leistungsnummer ermöglicht z.B. 
nach Krankenhausaufenthalt zu prüfen, ob eine ärztliche Behandlung zu Hause 
sichergestellt werden kann und ist beizubehalten. 
Auch in Verbindung mit Nummer 8 „Beatmungsgerät, Bedienung und Überwa-
chung“ kann eine zeitlich befristete Spezielle Krankenbeobachtung sinnvoll sein 
und eine häusliche Versorgung ermöglichen. 

Die Streichung von Nummer 24 des Leistungs-
verzeichnisses ist Folge der Überführung des 
Anspruchs auf AKI aus dem bisherigen Anwen-
dungsbereich des § 37 SGB V in den neuen § 
37c SGB V. Daher hat der G-BA sichergestellt, 
dass Versicherte, die nach bisherigem Recht 
Anspruch auf spezielle Krankenbeobachtung 
hatten, nach der neuen Rechtslage außerklini-
sche Intensivpflege beanspruchen können. 
Die Definition des leistungsberechtigten Per-
sonenkreises in § 3 Absatz 1 der AKI-Richtlinie 
entspricht daher den Zugangsvoraussetzun-
gen für die spezielle Krankenbeobachtung 
nach Nummer 24 1. Spiegelpunkt. Der Hin-
weis des Stellungnehmers, dass nicht nur aus-
schließlich beatmete Versicherte spezieller 
Krankenbeobachtung bedürfen, wird wird 
entsprochen. Eine solche Engführung des Zu-
gangs zu Leistungen der AKI in § 3 Absatz 1 der 
AKI-Richtlinie wurde nicht vorgenommen. 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) 

Bedarf für die Fortführung der Ziffer 24 2. Spie-
gelstrich der Bemerkungsspalte wird nicht ge-
sehen, da diese Leistung in der Praxis nach 
Kenntnis des G-BA nur im Einzelfall bean-
sprucht wird. Da es sich bei dem Leistungsver-
zeichnis der HKP-RL um ein nicht abschließen-
des Verzeichnis handelt, können etwaige Ein-
zelfälle weiterhin Berücksichtigung finden.  
 

13.  Diakonie Anmerkung zur Regelung:  
Nummer 24 des Leistungsverzeichnisses umfasst die Spezielle Krankenbe-
obachtung. Eine Streichung dieser Leistung wird von der Diakonie Deutschland 
abgelehnt. 
Begründung: 
Spezieller Krankenbeobachtung bedürfen nicht nur ausschließlich beatmete 
Versicherte. Sie kann auch in anderen Zusammenhängen mit schwerwiegen-
den Erkrankungen erforderlich sein. Außerdem kann das Erfordernis nur für ei-
nen oder mehrere begrenzte Tage bestehen. 
Diese Leistungsnummer 24 ermöglicht z.B., nach Krankenhausaufenthalt zu 
prüfen, ob eine ärztliche Behandlung zu Hause sichergestellt werden kann und 
ist auch deshalb beizubehalten. 
Auch in Verbindung mit Nummer 8 „Beatmungsgerät, Bedienung und Überwa-
chung“ kann eine zeitlich befristete Spezielle Krankenbeobachtung sinnvoll sein 

siehe Würdigung zur lfd. Nr. 12 
 
Leistungen bei Versicherten mit einem beson-
ders hohen Bedarf an medizinischer Behand-
lungspflege, die mit einer permanenten An-
wesenheit einer geeigneten Pflegefachkraft 
einhergehen, weil eine sofortige ärztliche oder 
pflegerische Intervention bei lebensbedrohli-
chen Störungen mit hoher Wahrscheinlichkeit 
täglich unvorhersehbar erforderlich ist, wer-
den in Zukunft über die neue AKI-RL abgebil-
det.  
Zur Begründung „Erfordernis nur für einen o-
der mehrere begrenzte Tage“: 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) 

und eine häusliche Versorgung ermöglichen. Darüber hinaus kann diese Leis-
tung auch im Kontext der allgemeinen Palliativversorgung angezeigt sein. 

Die AKI-RL sieht keine maximale Verordnungs-
anzahl vor. 
Zur Leistung im Kontext der Palliativversor-
gung:  
Die Palliativversorgung wird mittlerweile über 
die Ziffer 24a Symptomkontrolle bei Palliativ-
patienten im Rahmen der HKP ausreichend 
abgebildet. Bei Versicherten mit einem kom-
plexen Symptomgeschehen können Leistun-
gen der SAPV gemäß der SAPV-RL verordnet 
werden.  

14.  AWO Anmerkung zur Regelung:  
Nummer 24 des Leistungsverzeichnisses umfasst die Spezielle Krankenbe-
obachtung. Eine Streichung dieser Leistung wird vom AWO Bundesverband ab-
gelehnt. 
Begründung: 
[Siehe Begründung der Caritas] 
 

siehe lfd. Nr. 12  

15.  Paritätischer 
Wohlfahrts-
verband 

Anmerkung zur Regelung:  
Nummer 24 des Leistungsverzeichnisses umfasst die Spezielle Krankenbe-
obachtung. Eine Streichung dieser Leistung wird vom Paritätischen abgelehnt. 
Begründung 

siehe lfd. Nr. 13  
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) 

[Siehe Begründung der Diakonie] 
 

16.  DRK Anmerkung zur Regelung:  
Streichung spezielle Krankenbeobachtung 
Das DRK spricht sich gegen eine Streichung der Nummer 24 des Leistungsver-
zeichnisses aus. 
Eine spezielle Krankenbeobachtung kann in der Übergangsphase aus dem Kran-
kenhaus individuell sinnvoll sein und sollte daher grundsätzlich verordnungsfä-
hig bleiben. 

siehe lfd. Nr. 13  

17.  BAG-SAPV Anmerkung zur Regelung:  
entfällt 
 
Begründung 
entfällt 

Kenntnisnahme  
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B-6.1.3 Stellungnahmen zur Ergänzung der Bemerkungsspalte in Ziffer 8 des Leistungsverzeichnisses 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) 

18.  APH Keine Anmerkungen.   

19.  bpa […] bei denen die Voraussetzungen für die außerklinische Intensivpflege nicht 
gegeben sind. […] 
 
Anmerkung zur Regelung: 
Auch hier fehlen in der Begründung jegliche medizinische Anknüpfungspunkte 
für die Frage, ob es ein Nebeneinander von Unterstützungsbedarf bei der Beat-
mung im Rahmen der häuslichen Krankenpflege und außerklinischer Intensiv-
pflege im Sinne von § 37 c SGB V geben kann. Ohne nachweisbare empirische 
Evidenz ist davon auszugehen, dass ein Anspruch auf außerklinische Intensiv-
pflege trotzdem gegeben sein kann - neben dem Anspruch auf Leistungen nach 
§ 37 c SGB V. Denn auch unter diesem Leistungsanspruch gibt es Patienten, die 
nicht dauerhaft beatmet werden müssen und die einen punktuellen Unterstüt-
zungsbedarf haben. 

Artikel wird ergänzt. 
 
 
Zur Anmerkung: Keine Änderung 
Gemäß § 37c SGB V besteht bei einem An-
spruch auf AKI kein Anspruch auf HKP. Ver-
weis auf § 9 Absatz 3 AKI-RL: Parallele An-
sprüche AKI / HKP 
 

Artikel wird 
ergänzt 

20.  Caritas Anmerkung zur Regelung: 
Der Ergänzung zu Nummer 8 wird zugestimmt. 

Kenntnisnahme  

21.  Diakonie Anmerkung zur Regelung: 
Der Ergänzung zu Nummer 8 wird zugestimmt. 
Das Datum des Inkrafttretens der Ergänzung ist ebenfalls zu synchronisieren mit 
den Rahmenempfehlungen nach § 132l Abs. 1 SGB V. Die Ergänzungen sollten 

Keine Änderung, siehe lfd. Nr. 2   
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) 

erst zwölf Monate nach der Verabschiedung der Rahmenempfehlungen nach § 
132l Abs. 1 SGB V in Kraft treten. 

22.  AWO Anmerkung zur Regelung: 
Der Ergänzung zu Nummer 8 wird zugestimmt. 

Kenntnisnahme  

23.  Paritätischer 
Wohlfahrts-
verband 

Anmerkung zur Regelung: 
Der Ergänzung zu Nummer 8 wird zugestimmt. 
Das Datum des Inkrafttretens der Ergänzung ist ebenfalls zu synchronisieren mit 
den Rahmenempfehlungen nach § 132l Abs. 1 SGB V. Die Ergänzungen sollten 
erst 24 Monate nach der Verabschiedung der Rahmenempfehlungen nach § 
132l Abs. 1 SGB V in Kraft treten. 

Kenntnisnahme, siehe lfd. Nr. 13 
 

 

24.  BAG-SAPV Anmerkung zur Regelung: 
Keine Änderung 
 
Begründung 
Der Leistungsanspruch auf Leistungen der Palliativpflege (HKP RL 24a) und aller 
Leistungsbestandteile der spezialisierten ambulanten Palliativversorgung 
(SAPV) gem. § 132d SGB V bleiben hiervon unberührt. 

Kenntnisnahme  
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B-6.1.4 Stellungnahmen zur Streichung der Sätze 2 bis 5 in § 1 Absatz 7 nach Ablauf der Übergangsphase 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) 

25.  APH Keine Anmerkungen. Kenntnisnahme  

26.  bpa Anmerkung zur Regelung: 
Es gilt an dieser Stelle das unter „Streichung der Nummer 24“ Ausgeführte ent-
sprechend. Wie dargelegt ist dies keine Leistung, die exklusiv den Intensivpfle-
gebedürftigen vorbehalten ist. Dies wird nicht zuletzt auch durch die Ergänzung 
der Bemerkungsspalte in Ziffer 8 des Leistungsverzeichnisses deutlich gemacht. 
Diese Ergänzung belegt nicht nur die fehlenden wissenschaftlichen Vorausset-
zungen, sondern eindrücklich das Vorliegen der Voraussetzung, diese Leistung 
auch bei diversen anderen Indikationen verordnen zu müssen. Damit belegt der 
G-BA selbst, dass bei der speziellen Krankenbeobachtung in gleicher Weise 
punktuelle Unterstützungsbedarfe außerhalb der außerklinischen Intensiv-
pflege erforderlich sind. Von einer Streichung der Leistung ist daher abzusehen. 

siehe lfd. Nr. 12 und 13  

27.  Caritas Anmerkung zur Regelung: 
Die Streichung der Sätze 2-5 in §1 Absatz 7 ist sachgerecht. Allerdings kann dies 
unserer Auffassung nach nicht bereits mit Wirkung zum 31.Oktober 2023 erfol-
gen, sondern frühestens zwölf Monate nach Inkrafttreten der Rahmenempfeh-
lungen nach § 132l Absatz 1 SGB V. 

siehe lfd. Nr. 3  

28.  Diakonie Anmerkung zur Regelung: siehe lfd. Nr. 1  



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

40 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) 

Die Streichung der Sätze 2 bis 5 halten wir für sachgerecht. Allerdings kann dies 
unserer Auffassung nach nicht bereits mit Wirkung zum 31.Oktober 2023 erfol-
gen, sondern frühestens zwölf Monate nach Inkrafttreten der Rahmenempfeh-
lungen nach § 132l Absatz 1 SGB V. 

 

29.  AWO Anmerkung zur Regelung: 
Die Streichung der Sätze 2-5 in §1 Absatz 7 ist nachvollziehbar. 

Kenntnisnahme  

30.  Paritätischer 
Wohlfahrts-
verband 

Anmerkung zur Regelung: 
Die Streichung der Sätze 2 bis 5 halten wir für sachgerecht. Allerdings kann dies 
unserer Auffassung nach nicht bereits mit Wirkung zum 31.Oktober 2023 erfol-
gen, sondern frühestens 24 Monate nach Inkrafttreten der Rahmenempfehlun-
gen nach § 132l Absatz 1 SGB V. 

siehe lfd. Nr. 2 
 
 

 

31.  BAG-SAPV Anmerkung zur Regelung: 
Es sollte ergänzt werden:  
Leistungen der Palliativpflege (HKP RL 24a) und/oder der spezialisierten ambu-
lanten Palliativversorgung (SAPV) gem. § 132d SGB V sind regelmäßig verord-
nungsfähig. 
 
Begründung: 
Bei den Versorgungen der Palliativpflege (24a) und/oder der spezialisierten am-
bulanten Palliativversorgung (SAPV) handelt es sich um Leistungen, die über die 
normale Regelversorgung hinaus gehen. Vor dem Hintergrund können diese 

siehe lfd. Nr. 13  
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) 

Leistungen weder der einfachen Behandlungspflege zuzuordnen sein noch auf-
grund des § 10 der Werkstättenverordnung oder im Sinne von § 43a SGB XI 
Aufgaben der Einrichtungen oder Räumlichkeiten sein. 

 

B-6.1.5 Stellungnahmen zu „Sonstiges“ 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 
(BE) 

32.  APH Keine Anmerkungen. Kenntnisnahme  
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B-7 Mündliche Stellungnahmen 

B-7.1 Teilnahme an der Anhörung und Offenlegung von Interessenkonflikten 

Alle stellungnahmeberechtigten Organisationen/Institutionen, die eine schriftliche Stellungnahme abge-
geben haben, wurden fristgerecht zur Anhörung am 9. September 2021 eingeladen.  

Vertreterinnen oder Vertreter von Stellungnahmeberechtigten, die an mündlichen Beratungen im G-BA 
oder in seinen Untergliederungen teilnehmen, haben nach Maßgabe des 1.  Kapitels 5. Abschnitt VerfO 
Tatsachen offen zu legen, die ihre Unabhängigkeit potenziell beeinflussen. Inhalt und Umfang der Offen-
legungserklärung bestimmen sich nach 1. Kapitel Anlage I, Formblatt 1 VerfO (abrufbar unter 
www.g-ba.de).  

Im Folgenden sind die Teilnehmer der Anhörung am 9. September 2021 aufgeführt und deren potenzi-
ellen Interessenkonflikte zusammenfassend dargestellt. Alle Informationen beruhen auf Selbstangabe 
der einzelnen Personen. Die Fragen entstammen dem Formblatt und sind im Anschluss an diese Zusam-
menfassung aufgeführt. 

Organisation/ 
Institution 

Anrede/Titel/Name  Frage 

1 2 3 4 5 6 

BAG-SAPV Michaela Hach nein nein nein nein nein nein 

bpa  
Bundesverband privater 
Anbieter sozialer Dienste 
e.V. 

Dr. Oliver Stegemann ja nein nein nein nein nein 

Katharina Tenkhoff ja nein nein nein nein nein 

DBfK  
Deutscher Berufsver-
band für Pflegeberufe - 
Bundesverband e.V. 

Maria Dettmann ja nein nein nein nein nein 

Sven Liebscher ja nein nein nein nein nein 

Deutscher Caritasver-
band e.V. Dr. Elisabeth Fix nein nein nein nein nein nein 

Diakonie Deutschland– 
Evangelisches Werk für 
Diakonie und Entwick-
lung 

Erika Stempfle nein nein nein nein nein nein 

Frage 1: Anstellungsverhältnisse  

Sind oder waren Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor angestellt bei einem 
Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere bei 
einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem industri-
ellen Interessenverband? 

Frage 2: Beratungsverhältnisse  

Beraten Sie oder haben Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor ein Unterneh-
men, eine Institution oder einen Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere ein pharma-
zeutisches Unternehmen, einen Hersteller von Medizinprodukten oder einen industriellen Interessen-
verband direkt oder indirekt beraten? 

http://www.gba.de/
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Frage 3: Honorare  

Haben Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor direkt oder indirekt von einem 
Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere ei-
nem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem industriel-
len Interessenverband Honorare erhalten für Vorträge, Stellungnahmen oder Artikel? 

Frage 4: Drittmittel  

Haben Sie und/oder hat die Einrichtung (sofern Sie in einer ausgedehnten Institution tätig sind, genügen 
Angaben zu Ihrer Arbeitseinheit, zum Beispiel Klinikabteilung, Forschungsgruppe etc.), für die Sie tätig 
sind, abseits einer Anstellung oder Beratungstätigkeit innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalen-
derjahre davor von einem Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesund-
heitswesen, insbesondere einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizinpro-
dukten oder einem industriellen Interessenverband finanzielle Unterstützung für Forschungsaktivitäten, 
andere wissenschaftliche Leistungen oder Patentanmeldungen erhalten? 

Frage 5: Sonstige Unterstützung  

Haben Sie und/oder hat die Einrichtung (sofern Sie in einer ausgedehnten Institution tätig sind, genügen 
Angaben zu Ihrer Arbeitseinheit, zum Beispiel Klinikabteilung, Forschungsgruppe etc.), für die Sie tätig 
sind, innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor sonstige finanzielle oder geldwerte 
Zuwendungen (z. B. Ausrüstung, Personal, Unterstützung bei der Ausrichtung einer Veranstaltung, Über-
nahme von Reisekosten oder Teilnahmegebühren ohne wissenschaftliche Gegenleistung) erhalten von 
einem Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbeson-
dere von einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem 
industriellen Interessenverband? 

Frage 6: Aktien, Geschäftsanteile  

Besitzen Sie Aktien, Optionsscheine oder sonstige Geschäftsanteile eines Unternehmens oder einer an-
derweitigen Institution, insbesondere von einem pharmazeutischen Unternehmen oder einem Herstel-
ler von Medizinprodukten? Besitzen Sie Anteile eines „Branchenfonds“, der auf pharmazeutische Unter-
nehmen oder Hersteller von Medizinprodukten ausgerichtet ist? 
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B-7.2 Mündliche Stellungnahmen 
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B-7.3 Auswertung der mündlichen Stellungnahmen 

Es wurden keine über die schriftlich abgegebenen Stellungnahmen hinausgehenden Aspekte in der An-
hörung vorgetragen, daher bedurfte es keiner gesonderten Auswertung der mündlichen Stellungnah-
men (s. 1. Kapitel § 12 Abs. 3 Satz 4 VerfO). 

B-8 Würdigung der Stellungnahmen 

Der G-BA hat die schriftlichen und mündlichen Stellungnahmen ausgewertet. Das Stellungnahmeverfah-
ren ist in den Abschnitten B 6.1 bis B-7.3 und Abschnitt C dokumentiert. Es haben sich aufgrund der 
schriftlichen Stellungnahmen keine Änderungen am Beschlussentwurf ergeben.  
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C Anhang 1 – Volltexte der eingegangenen Stellungnahmen zu Häusliche Krankenpflege-Richtlinie  
(Volltexte der eingegangenen Stellungnahmen zu HKP-RL) 
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